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Weitere Demokratisierung
Von Dr. HEINRICH TOEPL1TZ, Staatssekretär im Ministerium der Justiz, Abgeordneter der Volkskammer

I
Am 17. Januar 1957 stimmte die Volkskammer ein­

mütig dem Gesetz über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht und dem Gesetz über die Rechte und 
Pflichten der Volkskammer gegenüber den örtlichen 
Volksvertretungen zu und beschloß, die beiden Gesetze 
am 25. Januar 1957 in Kraft zu setzen. Damit wurde 
eine Gesetzesdiskussion abgeschlossen, der an Breite 
und Bedeutung nur die Verfassungsdiskussion zu ver­
gleichen ist. Ging es doch hier auch um die wichtigsten 
staatsrechtlichen Gesetze seit der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik.

Bekanntlich beruht der Vorschlag zum Erlaß der 
beiden Gesetze auf dem Beschluß der 3. Parteikonferenz 
der SED. Der Nationalrat beschäftigte sich am 23. April 
1956 eingehend mit den von der SED vorgelegten 
Richtlinien für die Gesetze und beschloß, sie als 
gemeinsamen Vorschlag aller in der Nationalen Front 
vereinten demokratischen Kräfte öffentlich zur Dis­
kussion zu stellen. An dieser Aussprache, die während 
des ganzen Sommers 1956 geführt wurde, beteiligten 
sich viereinhalb Millionen Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Zu den Gesetzen wurden Tausende 
von Vorschlägen gemacht, die von Bemerkungen zu 
Einzelfragen bis zu ganzen Gegenentwürfen reichten. 
Die Vorschläge kamen von den demokratischen Par­
teien und Massenorganisationen, von den Abgeord­
netengruppen der Volkskammer in den Bezirken, von 
zahlreichen Abgeordneten der örtlichen Volksvertre­
tungen, von Universitäten und wissenschaftlichen 
Instituten und nicht zuletzt von vielen einzelnen Bür­
gern. Ein gutes Beispiel für eine gründliche Beschäfti­
gung mit den Entwürfen gab die FDJ-Gruppe der 
Juristischen Fakultät der Karl-Marx-Universität in 
Leipzig.

Am 30. August 1956 fand die erste Lesung der 
Gesetze in der Volkskammer statt, nach der beide 
Gesetze an den Rechtsausschuß und an den Haushalts­
und Finanzausschuß überwiesen wurden. Nach mehre­
ren Sitzungen der beiden Ausschüsse wurde eine 
Kommission eingesetzt, der je ein Abgeordneter der 
fünf Parteien und ein Wissenschaftler angehörten. Die 
Kommission sichtete die eingegangenen Vorschläge und 
arbeitete für jede Bestimmung der Gesetze eine 
Formulierung aus. Die Ergebnisse der Kommissions­
arbeit wurden von den beiden Volkskammeraus­
schüssen beraten, erneut in einigen Punkten abgeändert 
und so entstand die Fassung der Gesetze, die der 
Volkskammer zur zweiten Lesung vorlag. Wer diese 
Fassung mit der ersten, ebenfalls veröffentlichten 
Fassung der Entwürfe vergleicht, kann im einzelnen 
feststellen, daß die Änderungen erheblich sind, die die 
Entwürfe durch die Diskussion erfahren haben. Er 
wird dabei zu dem Ergebnis kommen, daß die Bürger 
der DDR bei diesen Gesetzen so intensiv und unmittel­
bar an der Gesetzgebung mitgearbeitet haben, wie es 
noch nie in Deutschland der Fall war.

Bei der Überarbeitung der Entwürfe wurden auch 
die Lösungen einzelner Probleme in den entsprechen­
den Gesetzen anderer sozialistischer Länder vergleichs­
weise herangezogen. Das war angesichts der Tatsache 
notwendig, daß auf dem Gebiet der Arbeit der ört­
lichen Organe in diesen Ländern schon bestimmte 
Erfahrungen vorliegen, und daß die Hauptwege zum 
Sozialismus in den einzelnen Ländern trotz aller 
nationalen Besonderheiten übereinstimmen. Es bedarf 
keiner näheren Darlegung, daß eine schematische

Übertragung solcher Lösungen in anderen Ländern auf 
die Deutsche Demokratische Republik nicht in Betracht 
kam.

Die Ausarbeitung der endgültigen Fassung der bei­
den Gesetze war ein Vorgang von großer politischer 
Bedeutung. Als Abgeordneter, der an den gesamten 
Beratungen beteiligt war, kann ich sagen, daß es im 
Ausschuß und in der Unterkommission keine Mei­
nungsverschiedenheiten in prinzipiellen Fragen gab, 
bei denen etwa die Vertreter einzelner Blockparteien 
als solche gegeneinander auftraten. Die Beratungen 
wurden mit der im Demokratischen Block seit Jahren 
erprobten Methode kameradschaftlicher Zusammen­
arbeit geführt. Alle Beteiligten bemühten sich, den von 
der Nationalen Front getragenen Gesetzen die beste 
Fassung zu geben.

Daraus ergeben sich wichtige politische Schlußfolge­
rungen. Es bestand Einverständnis unter allen Frak­
tionen der Volkskammer über die staatsrechtlichen 
Grundprinzipien der Gesetze. Von keiner Seite wurde 
in Frage gestellt, daß der Weg der weiteren Demo­
kratisierung in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik der Weg nach vorn zur sozialistischen Demokratie 
und niemals der Weg zurück zur bürgerlich-parlamen­
tarischen Demokratie ist. Deshalb bestand darin 
Übereinstimmung, daß Demokratisierung in einem 
Staat, der den Sozialismus aufbaut, nicht Liberalisie­
rung heißt. Ungeachtet der Verleumdungen der Gegner 
der DDR, die vergeblich versuchten, die öffentliche 
Diskussion zu beeinflussen, wurde klargestellt, daß die 
sozialistische Demokratie, die wir errichten, die bisher 
höchste und demokratischste Staatsform in der deut­
schen Geschichte ist. Mit ihrer Beschlußfassung über 
die Gesetze brachte deshalb die Volkskammer die ge­
meinsame Auffassung des Demokratischen Blocks und 
aller in der Nationalen Front vereinigten Patrioten 
zum Ausdruck, daß nicht der Bonner Staat der Mono­
pole, sondern unsere Demokratie der Arbeiter, der 
Bauern und aller mit ihnen verbündeten Kräfte die 
Staatsform des zukünftigen einheitlichen Deutschland 
sein wird. . »

II

In der Diskussion wurde stets mit Recht von den 
Gesetzen zur w e i t e r e n  Demokratisierung ge­
sprochen. Diese Formulierung bringt zum Ausdruck, 
daß die Entwicklung der Demokratie ein lang an­
dauernder Prozeß ist, der im Osten Deutschlands 
bereits 1945 begonnen hat. In der Rede, die der erste 
Stellvertreter des Präsidenten der Volkskammer, 
Hermann Matern, bei der ersten Lesung der Gesetze 
zu ihrer Begründung im Namen aller Fraktionen 
hielt1), sind die einzelnen Etappen dieses Prozesses 
dargestellt. Wenn Matern dort ausführt: „In der Ent­
wicklung der Volksmassen zur politisch führenden 
Kraft liegt die Wurzel des ständigen Wachstums und 
der Unbesiegbarkeit unserer Demokratie“1 2), — so ist 
damit der entscheidende Faktor bezeichnet, der die 
sozialistische Demokratie von jeder anderen Demo­
kratie unterscheidet. Weil nur in den sozialistischen 
Staaten die Volksmassen die führende Kraft sind, 
stellen alle bürgerlichen Demokratien nur eine Ver­
hüllung der Herrschaft einer Minderheit über die 
Mehrheit des Volkes dar.

1) Vollständig abgedruckt in den Protokollen der Volks­
kammer, 2. Wahlperiode, S. 438 ff.

2) a. a. O. S. 438.
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